
Umwelt in der Politikwissenschaft

von Maximilian Jungmann und Simon Schaub

Dieser Text ist die herausgeberisch und redaktionell bearbeitete, aber noch nicht abschließend

lektorierte und ungesetzte Vorabveröffentlichung eines Kapitels, das im Band

Umwelt interdisziplinär

Grundlagen – Konzepte – Handlungsfelder

herausgegeben von Thomas Meier, Frank Keppler, Ute Mager,

Ulrich Platt und Friederike Reents

bei Heidelberg University Publishing (heiUP; https://heiup.uni-heidelberg.de/) Open Access und

in gedruckter Form erscheinen wird.

Text © die Autoren 2023

 Dieser Text ist unter der Creative-Commons-Lizenz CC BY-SA 4.0 veröffentlicht.

DOI: https://doi.org/10.11588/heidok.00032130



Umwelt in der Politikwissenschaft

Maximilian Jungmann1, 2, 3 und Simon Schaub1

1 Institut für Politische Wissenschaft, Universität Heidelberg

2 Climate Action Science, Universität Heidelberg

3 Heidelberg Center for the Environment (HCE), Universität Heidelberg

Zusammenfassung: Was  ist  Politikwissenschaft?  Was  verstehen  wir  unter
politikwissenschaftlicher  Umweltforschung?  Welche  Forschungsbereiche,
Institutionen und Studienmöglichkeiten gibt es und mit welchen Themen hat sich die
politikwissenschaftliche Umweltforschung in den letzten Jahren beschäftigt? Diese
und weitere Fragen stehen im Vordergrund dieses Überblickartikels, der zum Ziel
hat, einen einfachen Einstieg in das Fachgebiet und zentrale Themenkomplexe zu
bieten sowie auf aktuelle  Trends,  Chancen und Herausforderungen der Inter-  und
Transdisziplinarität  auf diesem Gebiet einzugehen. Mit Blick auf die Entwicklung
der politikwissenschaftlichen Umweltforschung in den letzten Jahren ist, nicht zuletzt
aufgrund der zunehmenden Dynamik politikrelevanter Umweltherausforderungen, zu
erwarten, dass die Bedeutung des Fachs weiter zunehmen wird. Um zum Verständnis
politischer Strukturen, Prozesse und Inhalte im Umweltkontext beitragen zu können,
gewinnt  die  effektive  Zusammenarbeit  mit  Wissenschaftlerinnen  und
Wissenschaftlern  aus  anderen  Fächern  aufgrund  der  Komplexität  des
Themenbereichs kontinuierlich an Bedeutung.
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Selbst für die politikerverdrossensten Bürgerinnen und Bürger führt heutzutage kein Weg an der

Politik vorbei. Politische Herausforderungen dominieren die Medienlandschaft, politische Werte

und Einstellungen den gesellschaftlichen Diskurs  und Politikinhalte  unser  tägliches  Handeln,

auch wenn dies vielen Menschen nicht immer bewusst ist. Doch was bedeutet eigentlich Politik,

und  wie  ist  ein  wissenschaftlicher  Zugang  zu  Politik  möglich?  Welche  Rolle  spielt  das

Themenfeld Umwelt in der Politikwissenschaft?

Der Begriff Politik geht ursprünglich auf das griechische Wort „polis“ zurück, das für Stadt,

Burg oder Gemeinde steht und die inneren Verhältnisse und den Erhalt  eines (Stadt-)Staates

beschreibt (Mols, Lauth und Wagner 2003, 28). Während Politik im antiken Griechenland alles

beschrieb,  was  sich  auf  Aspekte  der  Gemeinschaft  bezog,  beinhaltet  Politik  im  heutigen

Verständnis  grundsätzlich  „jenes  menschliche  Handeln,  das  auf  die  Herstellung  allgemein

verbindlicher Regelungen und Entscheidungen in und zwischen Gruppen von Menschen abzielt“

(Patzelt  1992,  321).  Dies  schließt  zahlreiche  verschiedene  Politikfelder  mit  ein,  wie

beispielsweise  die  Innen-,  Außen-,  Verteidigungs-,  Wirtschafts-  oder  Sozialpolitik  und  nicht



zuletzt die Umweltpolitik, die im späteren Verlauf dieses Kapitels stärker beleuchtet wird (Mols,

Lauth und Wagner 2003, 28).

Die Politikwissenschaft,  Politische  Wissenschaft  oder Politologie  beschäftigt  sich in  erster

Linie  mit  der  Beschreibung  und  Erklärung  politischer  Formen  und  Strukturen  (Polity),

politischer  Prozesse (Politics) und den Inhalten politischer  Entscheidungen (Policy)  (Schmidt

2004, 611). Ziel ist es, Politik besser zu verstehen, nicht politisch zu handeln. Entsprechend gilt

das in der Corona-Pandemie bekannt gewordene Zitat im Kontext der Aktivitäten des Virologen

Drosten „Wissenschaft gibt der Politik keine Entscheidungen vor“, auch für den Großteil der

Politikwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler in Deutschland (Deutschlandfunk 2022). Zwar

können  basierend  auf  wissenschaftlichen  Erkenntnissen,  beispielsweise  in  Form  eines

Memorandums oder Policy Papers, Entscheidungsempfehlungen abgegeben werden, das Mandat

für  die  jeweilige  Entscheidungsfindung  trägt  in  einer  liberalen  Demokratie  wie  der

Bundesrepublik Deutschland aber letztlich der gewählte Vertreter bzw. die gewählte Vertreterin

des Volkes und nicht eine Forscherin oder ein Forscher.

Dem  Statistischen  Bundesamt  zufolge  waren  im  Sommersemester  2021  bundesweit  über

31.000  Studierende  in  Politikwissenschaftsstudiengängen  eingeschrieben  (Statistisches

Bundesamt  2022).  Darüber  hinaus  studierten  über  60.000 Studierende  in  Studiengängen  mit

wesentlichen  politikwissenschaftlichen  Elementen,  wie  beispielsweise  Sozialwissenschaften

(Statistisches Bundesamt 2022). Außerdem forschten 2020 mehr als  2.000 Promovierende an

deutschen  politikwissenschaftlichen  Standorten  (Statistisches  Bundesamt  2022).  Als

eigenständige Wissenschaftsdisziplin hat sich die Politikwissenschaft in Deutschland nach einem

kurzen ersten Anlauf in der Weimarer Republik erst nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges

etabliert (Schmidt 2004, 611). In der modernen Politikwissenschaft gibt es verschiedene Schulen

und  Strömungen,  die  sich  sowohl  mit  theoretisch-philosophischen  Grundlagen  als  auch

empirischen  Fragestellungen  der  Gegenwart  und  Zeitgeschichte  sowie  in  Teilen  auch  der

Zukunft  beschäftigen  (Schmidt  2004,  611).  Die  wesentlichen  Strömungen  lassen  sich  in  die

Unterdisziplinen  Systemlehre  (z. B.  Politisches  System  der  Bundesrepublik  Deutschland),

Vergleichende  Regierungslehre,  Politische  Theorie,  Internationale  Beziehungen  und

Außenpolitik sowie Politikfeldforschung (Policy-Analyse) unterteilen (Mols 2001, 42). Innerhalb

der  jeweiligen  Unterdisziplinen  gibt  es  wiederum zahlreiche  divergierende  Strömungen,  mit

unterschiedlichen epistemologischen und methodologischen Verständnissen und Schwerpunkten.

Dies  zeigt  sich  unter  anderem  in  der  Tatsache,  dass  die  Zusammenfassung  der  genannten

Bereiche zum Fach der Politikwissenschaft, wie sie in Deutschland seit Jahrzehnten Usus ist, in

den USA, einigen lateinamerikanischen Staaten und in Asien nicht immer vorhanden ist (Mols

2001,  43).  Dort  gibt  es  vermehrt  Studiengänge  zu  einzelnen  Aspekten  dessen,  was  in

Deutschland als Politikwissenschaft zusammengefasst wird, wie beispielsweise zu Public Policy,

Public  Administration,  Global  Affairs oder  International  Development.  Darüber  hinaus  ist

wichtig  festzuhalten,  dass  im  Politikwissenschaftsstudium  in  Deutschland,  anders  als

beispielsweise in Frankreich an der  Science Po, keine zukünftigen Politikerinnen und Politiker



ausgebildet werden, sondern Studierende befähigt werden, politische Strukturen, Prozesse und

Inhalte besser zu verstehen und politikwissenschaftliche Forschung zu betreiben.

Das  Politikfeld  Umwelt  ist  aus  heutiger  Sicht  aus  den  Sozialwissenschaften  nicht  mehr

wegzudenken. Komplexe umweltpolitische Herausforderungen des 21. Jahrhunderts, allen voran

der  Klimawandel,  bestimmen seit  Jahren die  politische  und politikwissenschaftliche  Agenda.

Dabei setzte sich der Begriff Umwelt in seiner heutigen Definition erst Ende der 1960er Jahre in

der  Öffentlichkeit  durch  (Aden  2011,  14)  (→Umweltwissenschaften).  Als  Reaktion  auf

zunehmende  Umweltherausforderungen  in  Folge  der  fortschreitenden  Industrialisierung,

insbesondere  mit  Blick  auf  Luft-  und  Wasserverschmutzung  sowie  Ressourcenverknappung,

entstanden  im  Laufe  der  1970er  Jahre  zahlreiche  nationale  und  internationale  Prozesse,

Strukturen und Politikinhalte (Aden 2011, 14; Jahn 2016, 678). Insbesondere in Folge des Jahres

1972, in dem der erste Bericht des Club of Rome (Meadows et al. 1972) veröffentlicht wurde

und die  United Nations Conference on Human Environment (Stockholm Konferenz) stattfand,

welche kurze Zeit später die Gründung des  United Nations Environment Programme (UNEP)

mit sich brachte, kam dem Thema Umwelt zunehmende politische Bedeutung zu (UNEP 2021).

Auch  die  Ölkrisen  1973  und  1979/1980  trugen  zu  einem veränderten  Bewusstsein  bei.  Ein

wesentliches  Erfolgsbeispiel  für  die  effektive  Umsetzung  eines  rechtlich  bindenden

internationalen Umweltabkommens ist das Montreal Protokoll zum Schutz der Ozonschicht aus

dem  Jahr  1987,  das  von  198  Staaten  verbschiedet  und  zur  teilweisen  Regenerierung  der

Ozonschicht geführt hat (UNEP n.d.).

Entsprechend widmeten  sich in  den darauffolgenden  Jahren unterschiedliche  Bereiche  der

Politikwissenschaft  verschiedenen  Facetten  des  Umweltbegriffs  und  damit  einhergehenden

politischen  Herausforderungen.  Während  die  Forschungsschwerpunkte  je  nach Unterdisziplin

variieren, verstehen Sozialwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler unter Umwelt in der Regel

all  das,  was  um  Menschen  herum  geschieht,  und  stellen  die  Wechselwirkungen  zwischen

Mensch und Umwelt in das Zentrum des Forschungsinteresses (Aden 2011, 14). Das Politikfeld

Umwelt  ist  besonders  durch  vielfältige  Überschneidungen  mit  anderen  Themenfeldern  wie

→Energie, Landwirtschaft oder Verkehr geprägt. Dies macht es zu einem komplexen Politikfeld

mit  einer  Vielzahl  an Wechselwirkungen  (Tosun 2015). Neben der  Beschreibung politischer

Strukturen, Prozesse und Inhalte zu Umweltthemen (auch →Governance), steht in der modernen

Politikwissenschaft die Frage nach dem „Warum?“ im Vordergrund. So werden unter anderem

quantitative  und  qualitative  Daten  erhoben  und  ausgewertet,  um  bestehende  Theorien  und

Hypothesen zu den Ursachen politischer Entscheidungen zu bestätigen bzw. zu falsifizieren oder

neue Hypothesen und Konzepte aufzustellen (King, Keohane und Verba 1994). Dabei können

sowohl Individuen als auch gesellschaftliche Akteure und staatliche Einrichtungen in den Blick

genommen werden. So können beispielsweise  Priming und  Framing, also die gezielte, subtile

Beeinflussung durch verbale oder visuelle Reize, einzelner Entscheidungsträgerinnen und -träger

bei Klimaverhandlungen (Vanhala und Hestbaek 2016), der Einfluss von Interessenvertretungen

auf Gesetzgebungsprozesse zur Reduktion von Einwegplastikprodukten (Knoblauch, Mederake

und  Stein  2018),  die  Rolle  von  Umweltorganisationen  auf  den  Gesetzgebungsprozess  zur



Gewässerverunreinigung (Tosun und Schaub 2021) oder die Integration von umweltpolitischen

Konzepten wie dem der Kreislaufwirtschaft (→Nachhaltige Produktionspolitik und nachhaltiger

Konsum) in die deutsche Außenpolitik (Ashraf et al. 2020) untersucht werden.

Umweltpolitik als akademisches Fach

Die Breite der Themenbereiche, Ansätze und Methoden der modernen politikwissenschaftlichen

Umweltforschung  spiegelt  sich  in  der  deutschen  Forschungslandschaft  wider.  Die  Zahl  der

Lehrstühle  und  Forschungsinstitute,  die  sich  mit  umweltrelevanten  Fragestellungen  aus

politikwissenschaftlicher oder politikempfehlender Perspektive beschäftigen, steigt stetig an.

Dabei ist die Zahl der politikwissenschaftlichen Lehrstühle in Deutschland, die sich vorwiegend

mit  Umwelt-  und  Nachhaltigkeitsthemen  befassen,  auf  den  ersten  Blick  relativ  klein.  Dazu

zählen  insbesondere  der  Lehrstuhl  für  Forst-  und Umweltpolitik  an der  Universität  Freiburg

(https://www.forstpolitik-umweltpolitik.uni-freiburg.de/),  der  Lehrstuhl  für  Wald-  und

Umweltpolitik  (https://www.professors.wi.tum.de/wup/startseite/)  und  der  Lehrstuhl  für

Environmental  and  Climate  Policy an  der  Technischen  Universität  München

(https://www.hfp.tum.de/environmentalpolicy/startseite/),  der  Lehrstuhl  für  Politikwissenschaft

mit dem Schwerpunkt Nachhaltige Entwicklung der Otto von Guericke Universität Magdeburg

(https://www.pw.ovgu.de/Lehrstühle/Lehrstuhl+Nachhaltige+Entwicklung.html)  und  das

Forschungszentrum für Umweltpolitik an der Freien Universität Berlin. Darüber hinaus sind an

der  Leuphana  Universität  Lüneburg  (https://www.leuphana.de/forschung/forschungsfeld-

transformation.html)  in  den  vergangenen  Jahren  verschiedene  Institute  entstanden,  die  zu

politikrelevanten Nachhaltigkeits- und Transformationsthemen forschen. Allerdings haben sich

in  den  vergangenen  Jahren  zahlreiche  Wissenschaftlerinnen  und  Wissenschaftler  an

allgemeineren Lehrstühlen und in Forschungsinstituten auf politikwissenschaftliche Fragen zu

Umwelt,  Klima  und  Nachhaltigkeit  spezialisiert.  Dazu  zählen  insbesondere  Jale  Tosun

(Universität  Heidelberg),  Markus  Lederer  (TU  Darmstadt)  und  Aletta  Mondré  (Christian-

Albrechts-Universität zu Kiel).

Die politikwissenschaftliche Forschungsgemeinschaft im Umweltbereich ist sowohl national

als  auch  international  hochgradig  vernetzt.  Neben  internationalen  Konferenzen  und

Fachgesellschaften,  wie  die  International  Studies  Association  (ISA)  (https://www.isanet.org)

oder  die  European  Political  Science  Association (EPSA)  (https://epsanet.org/),  sind  für  die

politikwissenschaftliche Forschung in Deutschland insbesondere der Arbeitskreis Umweltpolitik

und  Global  Change  und  die  Themengruppen  „Energietransformation“  und  „Polar-  und

Meerespolitik“  innerhalb  der  Deutschen  Vereinigung  Politische  Wissenschaft  (DVPW)

(https://www.dvpw.de/) von Bedeutung.

Daneben  gibt  es  eine  Vielzahl  an  Forschungsstandorten  und  Thinktanks  mit

politikempfehlenden  Einheiten  und  Wissenschaftlerinnen  und  Wissenschaftlern,  die  sich  mit

Umweltthemen  befassen.  Neben  Abteilungsgruppen  für  Klima-  und  Energiepolitik  sowie



weiteren  politikrelevanten  Themenbereichen  am  Potsdam-Institut  für  Klimafolgenforschung

(PIK)  (https://www.pik-potsdam.de/de/institut/abteilungen)  sind  insbesondere  das  ebenfalls  in

Potsdam  ansässige  Institut  für  transformative  Nachhaltigkeitsforschung  (IASS)

(https://www.iass-potsdam.de/de/forschung)  und  das  Mercator  Research  Institute  on  Global

Commons  and  Climate  Change  (MCC)  (https://www.mcc-

berlin.net/forschung/arbeitsgruppen.html)  Beispiele  für  politikrelevante  Transformations-  und

Klimaforschung.  An  der  Schnittstelle  zwischen  Advocacy,  wissenschaftlichen  Studien  und

Politikberatung sind insbesondere das  Wuppertal  Institut  (https://wupperinst.org/),  das  Forum

Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS) (https://foes.de/), das Institut für sozial-ökologische

Forschung (ISOE) (https://www.isoe.de/), das New Climate Institute (https://newclimate.org/),

Germanwatch  (https://www.germanwatch.org/de),  das  Ecologic  Institut

(https://www.ecologic.eu/de), die Forschungsstätte der Evangelischen Studiengemeinschaft e.V.

(FEST) (https://www.fest-heidelberg.de/) und das Öko-Institut (https://www.oeko.de/) tätig.

Auch  das  Angebot  der  Vorlesungen  und  Seminare  zu  Umweltthemen  in

politikwissenschaftlichen  Studiengängen  nimmt  kontinuierlich  zu.  Neben der  Integration  von

umweltpolitischen  Themen  in  die  Lehre  zu  Grundlagen  politikwissenschaftlicher  Forschung

werden  auch  immer  mehr  Wahlmodule  mit  einem  konkreten  Fokus  auf  konkrete

umweltpolitische  Fragestellungen,  wie  beispielsweise  →Nachhaltigkeit  und  Klimapolitik

(→Klimawandel),  angeboten.  Gleichzeitig  ist  die  Zahl  der  politikwissenschaftlichen

Umweltstudiengänge in Deutschland vergleichsweise gering. Diese beinhalten in erster Linie den

M.Sc. in Sustainability and Environmental Governance an der Universität Freiburg, den M.Sc. in

Environmental  and Resource  Economics an  der  Christian-Albrechts-Universität  zu  Kiel,  den

M.A. in  Environmental Policy and Planning an der Freien Universität Berlin sowie den M.A.

Sustainable Change – Vom Wissen zum Handeln am Umweltcampus Birkenfeld.

Inter-  und  Transdisziplinarität  in  der  politikwissenschaftlichen
Umweltforschung

Moderne  Umweltherausforderungen  wie  der  →Klimawandel  bestehen  aus  komplexen

Interdependenzen  zwischen  politischen,  wirtschaftlichen,  gesellschaftlichen  und

Umweltproblemen  (Naustdalslid  2011).  Entsprechend  nimmt  die  Notwendigkeit  inter-  und

transdisziplinärer politikwissenschaftlicher Forschungsprojekte rapide zu (→Interdisziplinarität)

und  einzelne  Politikwissenschaftlerinnen  und  -wissenschaftler  sind  bereits  in  zahlreiche,

insbesondere interdisziplinäre  Forschungsprojekte  involviert.  Dazu  gehören  beispielsweise

Projekte im Rahmen des Wassernetzwerks Baden-Württemberg (https://www.wassernetzwerk-

bw.de/107.php),  Climate  Action  Science (https://climateactionscience.org/),  oder

Forschungsprojekte  im  Bereich  des  ökologischen  Landbaus  (https://www.biooekonomie-

bw.de/fachbeitrag/pm/12-millionen-euro-fuer-forschungen-im-bereich-oekologischer-landbau).

Climate Action Science, beispielsweise, beschäftigt sich mit der Frage, ob und wie neue Arten



von Informationen und Visualisierungen zu Treibhausgasemissionen effektiveres Klimahandeln

mit sich bringen können (Jungmann et al.  2022).  Auch wenn nicht in großer Anzahl, gibt es

inzwischen  insbesondere  an  der  Freien  Universität  Berlin  explizit  transdisziplinäre

Forschungsprojekte  zu  Umwelt  mit  politikwissenschaftlicher  Beteiligung  unter  anderem  zur

Entsorgung  hochradioaktiver  Abfälle  in  Deutschland  (https://www.polsoz.fu-

berlin.de/polwiss/forschung/systeme/ffu/forschung-

alt/projekte/laufende/19_Transens/index.html)  oder  zu  nachhaltigem  Wirtschaften

(https://www.polsoz.fu-berlin.de/polwiss/forschung/systeme/ffu/forschung-

alt/projekte/laufende/15_NaWiko/index.html)  (→Nachhaltige  Produktpolitik  und  nachhaltiger

Konsum). Insgesamt jedoch sind die  Möglichkeiten,  politikwissenschaftliche  Karrieren durch

inter- und transdisziplinäre Forschung voranzubringen, sowie die Anreize, über die disziplinäre

Forschung hinausgehend aktiv zu werden, weiterhin gering (Rogga und Zscheischler 2021). Die

Zahl  interdisziplinärer  Lehrstühle  in  Deutschland  ist  ausgesprochen  gering  und  langfristige

Perspektiven  für  interdisziplinär  forschende  Politikwissenschaftlerinnen  und  -wissenschaftler

bieten  sich  eher  in  Thinktanks  und  Politikberatungen  als  an  Universitäten.  Für  die  eigene

akademische  Laufbahn  ist  die  exzellente  disziplinäre  Forschung  gemessen  in  Form  von

hochrangigen  Publikationen  und  eingeworbenen  Drittmitteln  weiterhin  ausschlaggebend.  Mit

Blick  auf  transdisziplinäre  politikwissenschaftliche  Forschung  stellt  sich  darüber  hinaus  die

Herausforderung, die Unabhängigkeit und Ergebnisoffenheit von Forschung mit der Integration

von verschiedenen Stakeholderperspektiven zu verbinden. Während es unter anderem das Ziel

transdisziplinärer  Forschung  mit  politikwissenschaftlichen  Komponenten  sein  kann,  die

Prioritäten  und  Wissensbedürfnisse  von  Entscheidungsträgerinnen  und  -trägern  im

Forschungsdesign zu berücksichtigen,  gilt  es, die Beeinflussung der Forschungsergebnisse zu

vermeiden  und  zu  jedem  Zeitpunkt  einen  möglichst  intersubjektiv  nachvollziehbaren

Forschungsprozess zu gestalten.

Politikbereiche

Parallel zur zunehmenden politischen und gesellschaftlichen Bedeutung von Umweltthemen hat

sich die politikwissenschaftliche Forschung zu Themen wie dem →Klimawandel, dem Nexus

Umwelt-Gesundheit,  Ressourcenknappheit,  Umweltverschmutzung  (→Umweltchemie)  und

globalen  Themen  wie  Umweltmigration  und  Umweltkonflikten  rasant  entwickelt.  Die

politikwissenschaftliche  Forschung  zu  den  Folgen  des  Klimawandels  beschäftigt  sich  unter

anderem  mit  politischen  Strukturen,  Prozessen  und  Inhalten  zur  Reduktion  von

Treibhausgasemissionen,  Anpassungsmaßnahmen  an  den  Klimawandel  und  potenziellen

politischen Implikationen und Rahmenbedingungen zur Anwendung von  Climate Engineering

(→Klimawandel). Im Folgenden gehen wir näher auf spezifische Fragestellungen und Forschung

zu Umweltpolitik in zwei Teilbereichen der Politikwissenschaft ein: der Policy-Analyse und den

Internationalen Beziehungen.



Die  Policy-Analyse  geht  im  Bereich  der  Umweltpolitik  insbesondere  der  übergreifenden

Fragestellung nach, welche Faktoren die unterschiedliche Ausgestaltung von Umweltpolitik bzw.

das Ergreifen bestimmter umweltpolitischer Maßnahmen erklären können (Kraft 2021; Tosun

2015).  Unterschiedliche  Literaturstränge  fokussieren  dabei  entweder  auf  zwischenstaatliche,

nationalstaatliche  oder  subnationale  Politik.  Beispielhaft  ist  die  Untersuchung  internationaler

Abkommen  zum  Klimaschutz  (Tobin  et  al.  2018),  Unterschiede  in  nationaler  Klimapolitik

(Schmidt  und  Fleig  2018)  oder  regionale  Initiativen  von  Städten  (→Nachhaltige

Stadtentwicklung) zum Schutz der Umwelt (Tosun und Leopold 2019).

Um  die  Ausgestaltung  umweltpolitischer  Maßnahmen  zu  erklären,  verwendet  die

Politikfeldanalyse  verschiedene  Erklärungsansätze.  Ein  prominenter  Ansatz  basiert  auf  der

Verteilung von Machtressourcen. Traditionell nimmt dieser Ansatz Machtverhältnisse zwischen

Kapital  und  Arbeit  in  den  Blick.  In  der  Umweltpolitik  hat  das  Einflussverhältnis  zwischen

Industrie-  und Umweltverbänden eine besondere Relevanz (Tosun 2015).  Konkret  untersucht

wird hierbei, inwiefern Strukturen der Interessenvermittlung sich auf die Umweltgesetzgebung

auswirken (Schiffers  und Körner  2019;  Thierse  und Schiffers  2021).  Fragestellungen  in  der

Umweltpolitik zu diesem Erklärungsansatz lauten unter anderem: Führt der privilegierte Zugang

von Unternehmen zu Entscheidungsträgerinnen und -trägern in korporatistischen Strukturen der

Interessensvermittlung  dazu,  dass  strikte  umweltpolitische  Maßnahmen  blockiert  werden?

Welchen Einfluss haben diese Strukturen auf das Verhältnis zwischen Unternehmensverbänden

und Umweltverbänden? Begünstigen sie Kooperationen oder Konflikte zwischen den Akteuren?

Beispielhaft  für die  politikwissenschaftliche  Umweltforschung sind folgende jüngste  Studien:

Schaub und Tosun (2019) untersuchen den Einfluss von Umweltverbänden auf die Regulierung

des  Eintrags  von  Schadstoffen  in  Gewässer.  Dabei  zeigen  sie  auf,  wie  es  dem  BUND

insbesondere durch seine fachliche Expertise gelang, Einfluss auf den Entscheidungsprozess zu

nehmen.  Moore  und  Berny  (2021)  untersuchen  den  Einfluss  von  Interessengruppen  auf  die

Umweltpolitik  der  EU.  Sie  zeigen,  dass  insbesondere  Interessensgruppen  dann  erfolgreich

Einfluss  auf  Entscheidungen  in  Brüssel  nehmen,  wenn sie  über  Fachexpertise  verfügen  und

Themen eine hohe öffentliche Aufmerksamkeit haben.

Ein zweiter Erklärungsansatz widmet sich speziell dem Einfluss politischer Parteien auf die

Umweltgesetzgebung. In demokratischen Staaten sind politische Parteien die zentralen Akteure

der  Interessensvermittlung  und sollten  daher  einen  starken Einfluss  auf  die  Politikgestaltung

nehmen  (Knill  und  Tosun  2020).  Umweltpolitische  Forschung  zu  politischen  Parteien  steht

insbesondere  unter  der  Fragestellung,  inwiefern  sich  unterschiedliche  programmatisch-

ideologische Positionen auch in der Umweltpolitik widerspiegeln (Tosun 2015). Dabei stellt sich

übergreifend  die  Frage,  ob  Parteien  tatsächlich  einen  Unterschied  bezüglich  Politikinhalten

machen. Spiegeln sich unterschiedliche Politikpositionen der Parteien je nach Repräsentation in

Parlamenten,  in  der  Regierung  und  je  nach  Besetzung  von  Ministerien  auch  in  konkreter

Gesetzgebung wider? Beispielhaft für diese Forschung sind folgende Studien: Göhrs, Hubo und

Krott (2021) untersuchen den Einfluss politischer Parteien auf Politikentscheidungen zu Natura

2000 in Deutschland. Dabei zeigen sie für die deutschen Bundesländer, dass im Gegensatz zu



den linken Parteien und den Grünen, CDU und FDP die Interessen der Forstwirtschaft gegenüber

dem  Naturschutz  priorisieren  und  sich  dies  bei  Regierungsbeteiligung  in  entsprechenden

Politikentscheiden  widerspiegelt.  Bäck,  Debus  und  Tosun  (2015)  untersuchen  den

Zusammenhang  zwischen  parteipolitischer  Regierungszusammensetzung  und  politischen

Entscheidungen  zu grüner  Biotechnologie  in  Europa.  Die Autorinnen und der  Autor  können

dabei zeigen, dass die Regierungsbeteiligung einer christdemokratischen Partei,  insbesondere,

wenn  diese  das  Umweltministerium  innehat,  die  Wahrscheinlichkeit  eines  Verbots  des

landwirtschaftlichen  Anbaus  gentechnisch  veränderter  Pflanzen  erhöht.  Schaub  (2019)

untersucht  die  Politikpositionen  politischer  Parteien  in  Deutschland  zu  landwirtschaftlicher

Verunreinigung von Gewässern. Dabei zeigt sich, dass es bis dato nur der Grünen Partei gelingt,

die  beiden sich gegenseitig  beeinflussenden Politikfelder  Gewässerschutz und Landwirtschaft

zusammen  zu  denken  und  integrierte  Lösungsansätze  zu  entwickeln,  die  das  Erreichen  von

Politikzielen in beiden Politikfeldern ermöglichen würde.

Ein Sonderfall  für Europa stellt  der Einfluss der supranationalen Organisation EU auf die

Umweltpolitik der EU-Mitgliedstaaten dar (→Umweltrechtswissenschaft,  →Governance).  Der

entsprechende Erklärungsansatz geht davon aus, dass die Europäisierung seit der Nachkriegszeit

einen Einfluss auf die Umweltpolitik der Mitgliedstaaten hatte. Konkret geht die dazugehörige

Literatur  der  Frage  nach,  inwiefern  sich  die  umweltpolitischen  Leitlinien  der  EU  auf  die

Ausgestaltung der umweltpolitischen Maßnahmen der Mitgliedstaaten auswirken (Thomann und

Zhelyazkova  2017).  Konkrete  Beispiele  sind  die  Umsetzung  der  Wasserrahmenrichtlinie

(Zingraff-Hamed  et  al.  2020)  oder  der  Nitratrichtlinie  (Skoulikidis  et  al.  2021)

(→Nachhaltigkeit).

Umweltprobleme treten zumeist nicht spezifisch in Nationalstaaten auf, sondern sind in der

Regel  grenzüberschreitend  (→Geowissenschaften,  →Umweltchemie,

→Umweltrechtswissenschaften,  →Nachhaltigkeit,  →Klimawandel).  Analog  dazu hat  seit  der

Nachkriegszeit  eine Internationalisierung der Politik  stattgefunden mit  verstärktem Austausch

der  Nationalstaaten  über  Grenzen  hinweg.  Beispielhaft  zu  nennen  sind  die  verschiedenen

Konferenzen  und  Übereinkommen  der  Vereinten  Nationen  (bspw.  das  Stockholm-

Übereinkommen über persistente organische Schadstoffe, das Montrealer Protokoll zum Schutz

der  Ozonschicht  oder  das  Pariser  Übereinkommen zum Klimaschutz)  (→Nachhaltigkeit),  die

Treffen  der  G20-Staaten  oder  die  OECD.  Hierbei  stellt  sich  die  Frage,  inwiefern  die

Globalisierung  dazu  geführt  hat,  dass  globale  Umweltprobleme  durch  global  koordinierte

Umweltpolitik adressiert werden (Tobin et al.  2018; Tosun 2015). In diesem Zusammenhang

wird  untersucht,  inwiefern  insbesondere  innovative  Politikmaßnahmen  zur  Behebung  von

Umweltproblemen  über  nationalstaatliche  Grenzen  diffundieren  bspw.  aufgrund  von

Lernprozessen  oder  Wettbewerb  und  im  Resultat  nationalstaatliche  Umweltpolitik  über  Zeit

konvergiert (Tosun 2015; 2018).

Eine  weitere  zentrale  Fragestellung  fokussiert  explizit  auf  den  Wandel  von  Politik.

Zugehörige  Literatur  untersucht  dabei  gezielt,  welche  Faktoren  die  Veränderung  von

umweltpolitischen Maßnahmen über die Zeit erklären können. Hierbei stehen weniger einzelne



Erklärfaktoren  als  das  zu  erklärende  Phänomen  Politikwandel  im  Vordergrund  (Hall  1993;

Tosun und Schnepf 2020). Ein Teil dieser Literatur widmet sich explizit dem Zusammenhang

zwischen Dynamiken der Agenda-Setzung und Politikwandel. Dabei wird in der Regel zwischen

der öffentlichen Diskussionsagenda und der Entscheidungsagenda von Entscheidungsträgerinnen

und -trägern bspw. im Parlament unterschieden (Knill und Tosun 2020). Je nachdem, welche

Themen auf der Agenda platziert werden können und in welcher Art und Weise, kann sich dies

auf spätere Politikentscheidungen auswirken (Knill und Tosun 2020; Tosun und Scherer 2020).

Beispielhaft  für  die  Diskussionsagenda  untersuchen  Schaub  und  Braunbeck  (2020)  den

Zusammenhang  zwischen  der  öffentlichen  Debatte  über  den  Eintrag  von

Arzneimittelrückständen  in  Gewässern  und  diesbezüglichen  Politikentscheidungen  in

Deutschland. Dabei zeigt die Studie auf, dass die öffentliche Debatte sich hauptsächlich um den

bereits  bestehenden  Politikansatz  drehte,  der  wesentlich  von  ‚end-of-pipe‘-Lösungen

(Kläranlagen)  geprägt  ist.  Ansätze,  die  an  der  Quelle  der  Verunreinigung

(Arzneimittelherstellung,  Arzneimittelverwendung) ansetzen,  wurden jedoch weitgehend nicht

diskutiert. Die Autoren folgern, dass dies mit dazu beigetragen hat, weshalb sich in Deutschland

der  grundlege  regulative  Lösungsansatz  zu  Arzneimittelrückständen  in  Gewässern  nicht

wandelte.  In  einem weiteren  Beispiel  untersuchen Vogeler,  Möck und Bandelow (2021)  die

öffentliche Debatte  über die Verunreinigung von Gewässern durch Nitratüberschüsse aus der

Landwirtschaft  in  Niedersachsen.  Dabei  zeigen  die  Autorin  und die  Autoren  auf,  dass  trotz

bestehender  Interessenskonflikte  involvierte  politische  Akteure Unterstützung für  kooperative

Lösungsansätze in der Debatte zeigen, was wiederum einen Politikwandel begünstigen könnte.

Beispielhaft für Studien zur Entscheidungsagenda untersuchen Fisher, Leifeld und Iwaki (2013)

die im US-Kongress vertretenen Politikpositionen zu Klimawandel und deren Zusammenhang

mit Klimagesetzgebung. Die Stärke dieser Studie besteht darin, dass sie systematisch aufzeigt,

wie sich eine stark ideologisch  polarisierte  Koalitionsstruktur  im 109. Kongress  hin zu einer

weniger polarisierten, stärker konsensorientierten Koalitionsstruktur im 110. Kongress wandelte

und  somit  Klimagesetzgebung  in  den  USA  begünstigte.  Kukkonen  und  Ylä-Anttila  (2020)

untersuchen den Einfluss wissenschaftlicher Argumente auf Klimagesetzgebung in Finnland. Sie

zeigen dabei auf, wie wissenschaftliche Argumente über Zeit an Zentralität gewannen und sich

im finnischen Klimagesetz 2015 widerspiegelten.

Bei der Untersuchung von Politikwandel steht die Frage, wie umweltpolitische Maßnahmen

ausgestaltet sind und inwiefern sie sich in ihrer Stringenz und in ihrer Effektivität unterscheiden,

besonders  im  Fokus.  Neuere  Literatur  hat  sich  hierbei  von  der  Untersuchung  einzelner

Politikinstrumente  verabschiedet  und  stattdessen  die  Kombination  von  Politikmaßnahmen,

sogenannte Policy-Mixes, in den Blick genommen (Capano und Howlett 2020). Dies bezieht sich

zum Beispiel auf die Zusammensetzung verschiedener Arten von Instrumenten, beispielsweise

Kombinationen von regulativen  und markt-basierten  Maßnahmen.  Außerdem wird betrachtet,

inwiefern Politikmaßnahmen horizontal integriert sind, d. h. über verschiedene Politikbereiche

hinweg  aufeinander  abgestimmt  sind  (Wiedemann  und  Ingold  2021).  Besonders  im

Umweltbereich ist dies von großer Relevanz. Zum Beispiel haben beim Thema Gewässerschutz



verschiedene Sektoren wie Landwirtschaft,  Energie oder Transport einen großen Einfluss und

deren jeweilige staatliche Regulierung wechselseitige Auswirkungen (bspw. haben Subventionen

zur Förderung von Wasserkraft Einfluss auf die aquatische Bio→diversität) (Schaub, Vogeler

und Metz 2022). Zentrale Fragestellungen dieser Literatur lauten: Verstärken sich verschiedene

Politikinstrumente in ihrer intendierten Wirkung oder behindern sie sich gegenseitig? Welche

Policy-Mixes fördern nachhaltige Ressourcennutzung? Welche Faktoren erklären Unterschiede

in der Ausgestaltung von Policy-Mixes? Beispielhaft für diese Perspektive sind folgende Studien:

Schoenefeld et al. (2021) untersuchen den Policy-Mix der klimapolitischen Maßnahmen der EU-

Mitgliedstaaten und dessen potenziellen Einfluss auf die Reduktion von CO2-Emissionen. Dabei

zeigen sie auf, dass sich die (sektorale und instrumentale) Zusammensetzung an Policies über die

letzten Jahre nicht verändert hat und dass der gegenwärtige Policy-Mix nicht ausreichen wird, die

ambitionierten  europäischen  Klimareduktionsziele  zu  erreichen.  Kirschke und Kosow (2021)

analysieren das Design verschiedener Maßnahmenprogrammen zur Minderung des Eintrags von

Arzneimittelrückständen  in  Gewässern.  Dabei  schlussfolgern  sie,  dass  das  Einbinden  von

Stakeholdern  in  den Politikformulierungsprozess  in  Deutschland sich womöglich  negativ  auf

eine  ambitioniertere  Umweltpolitik  ausgewirkt  hat.  Tosun  und  Koch  (2021)  untersuchen

regionale Bürgerinitiativen in Deutschland zum Schutz der Biodiversität. Dabei zeigen sie, dass

der ursprünglich vorgeschlagene  Policy-Mix der bayerischen Initiative zum Schutz der Bienen

von  anderen  Initiativen  im  Wesentlichen  übernommen,  dabei  jedoch  an  regionale

Besonderheiten  angepasst  wurde.  Die  Autorin  und  der  Autor  schlussfolgern,  dass  solche

Nichtregierungsakteure in der Lage sind, differenzierte Politikvorschläge auszuarbeiten und nicht

nur pauschal zu kopieren, sondern fachgerecht zu adaptieren.

Zuletzt  widmet  sich  die  Policy-Analyse  im  Bereich  der  Umweltpolitik  auch  der  Frage,

inwiefern die verabschiedeten Politikmaßnahmen tatsächlich zu einer Verbesserung des Zustands

der Umwelt beitragen. Dies erfolgt, indem gezielt Zusammenhänge untersucht werden zwischen

den  Politikmaßnahmen  als  Policy-Output mit  Policy-Outcomes wie  die  Reduktion  von

Treibhausgas-Emissionen  (→Klimawandel)  oder  Verbesserungen  in  der  Biodiversität

(→Diversität).  Beispielsweise  können Studien zeigen,  dass  Staaten,  die  mehr klimapolitische

Maßnahmen verabschieden, tendenziell auch ihre CO2-Emissionen stärker reduzieren (Eskander

und  Fankhauser  2020;  Le  Quéré  et  al.  2019).  Dies  mag  zunächst  offensichtlich  erscheinen,

jedoch gibt es verschiedene weitere Faktoren, die die Effektivität von politischen Maßnahmen

negativ beeinflussen können, weshalb mehr umweltpolitische Maßnahmen nicht automatisch zu

besserem  Umweltschutz  führen  müssen.  Einer  dieser  Faktoren  ist  die  Art  der  Maßnahme.

Werden  beispielsweise  vermehrt  auf  freiwilliger  Verhaltensänderung  beruhende  Maßnahmen

verabschiedet oder solche, die eine Verhaltensänderung monetär belohnen (markt-basiert, z. B.

Subventionen)  oder  erzwingen  (klassische  Regulierung,  z. B.  Standards  oder  Verbote)?  Ein

weiterer  Faktor  ist  die  Implementierung  (Umsetzung)  der  Maßnahme.  Der  Zusammenhang

zwischen Policy-Outputs und Policy-Outcomes wird beeinflusst von der Art und Weise, wie die

Policy-Outputs implementiert werden. Daher widmet sich ein weiterer Forschungsstrang speziell

der Frage, welche Faktoren sich auf die Implementierung von Umweltpolitik auswirken (Tosun



und Schaub 2023). Zingraff-Hamed et al. (2020) zeigen beispielhaft konkrete Barrieren auf, die

ursächlich  sind  für  die  mangelhafte  Implementierung  der  an  sich  ambitionierten  EU-

Wasserrahmenrichtlinie  zum Schutz der Gewässer.  Eine dieser Barrieren,  die sich als zentral

erwiesen hat, ist eine mangelhafte Integration der Sektoren Landwirtschaft und Gewässerschutz.

In  einem anderen  Bereich  der  Politikwissenschaft,  den  Internationalen  Beziehungen  (IB),

werden zum Teil ähnliche Fragestellungen behandelt. Beispielsweise spielen Machtverhältnisse,

Lobbying oder staatliche Lernprozesse eine wesentliche Rolle. Kern-Charakteristikum der IB ist

jedoch,  dass  der  Fokus  stets  entweder  auf  der  Außenpolitik  von  Staaten  oder  Beziehungen

zwischen Staaten  bzw. Staatengruppen  liegt  (Schweller  2003).  Dabei  geht  es  in  erster  Linie

darum,  zu  einem  besseren  Verständnis  der  Gründe  staatlichen  oder  zwischenstaatlichen

Verhaltens  in  der  internationalen  Gemeinschaft  beispielsweise  im  Rahmen  internationaler

Klimaverhandlungen beizutragen (Spindler und Schieder 2014).

Innerhalb  des  Fachbereichs  der  IB  gibt  es  verschiedene  Großtheorien  die  jeweils

beanspruchen, Antworten auf die großen politischen Fragen der Menschheit liefern zu können

(Spindler und Schieder 2014). So gehen beispielsweise klassische realistische Theorien von dem

pessimistischen  Menschenbild  Thomas  Hobbes  aus  und  argumentieren,  dass  es  in  der

internationalen  Politik  darum  gehe,  dass  Entscheidungsträgerinnen  und  -träger  ihre

Machtpositionen ausbauen wollen (Masala 2005, 34; Morgenthau 1948, 13). Angewandt auf den

Bereich der Umweltpolitik gibt es beispielsweise Autorinnen und Autoren, die argumentieren,

dass  der  Erfolg  oder  Misserfolg  internationaler  Klimaverhandlungen  vom Einfluss  einzelner

Entscheidungsträgerinnen  und  -träger  abhänge  (Terhalle  und  Depledge  2013).  Theorien,  im

Vergleich, konzentrieren sich auf Staaten als Ganzes (Hartmann 2009, 27; Waltz 1954; 2010).

Dabei gehen sie davon aus, dass das wesentliche Interesse von Staaten darin bestehe, ihre eigene

Sicherheit zu garantieren (Mearsheimer 2007). Um dies zu gewährleisten, strebten sie danach,

ihre  Machtressourcen  beispielsweise  durch  militärische  Aufrüstung  auszubauen  und  andere

Staaten so abzuschrecken (Mearsheimer 2007; Waltz 1954). Während dieser Theoriestrang in

Zeiten  des  Kalten  Krieges  recht  populär  war,  haben  liberale,  sozialkonstruktivistische  und

kritische Theorien in der neueren IB-Forschung stark an Zulauf gewonnen. Der Liberalismus in

den  IB  hat  ein  optimistischeres  Menschenbild  und  geht  davon  aus,  dass  Außenpolitik  von

unterschiedlichen gesellschaftlichen Interessen innerhalb des Staates bestimmt werde (Moravcsik

1993,  483).  Je  nach  Ausgestaltung  des  Liberalismus  rücken  die  Teilnahmechancen  und

Durchsetzungsfähigkeiten  unterschiedlicher  gesellschaftlicher  Gruppen  (republikanischer

Liberalismus), die potenziellen Gewinne und Verluste gesellschaftlicher Akteure (kommerzieller

Liberalismus)  oder  die  Vereinbarkeit  mit  bestimmten  Werten  und  Normen  (ideeller

Liberalismus) in den Vordergrund des Erklärungsansatzes (Moravcsik 1993; 1997; 2001; 2003;

2008). Im Bereich der Forschung zur Umweltpolitik untersuchen Forscherinnen und Forscher

aus dem liberalen Spektrum folglich beispielsweise den Einfluss unterschiedlicher Interessen auf

Verhandlungsprozesse (Keohane und Victor 2011). Sozialkonstruktivistische Theorien gehen im

Gegensatz  dazu  davon  aus,  dass  die  Welt  sozial  konstruiert  sei,  also  beispielsweise

Machtverhältnisse  davon  abhingen,  wie  diese  von  den  jeweiligen  Akteuren  wahrgenommen



werden („anarchy is what states make of it“) (Wendt 1992). Demzufolge werde das Verhalten

von Staaten in erster Linie von der Übernahme von Werten und Normen, die sich über Zeit durch

Sprache  konstituieren,  geprägt  (Harnisch  2010;  Krell  2000;  Wendt  1999).  Im  Bereich  der

Umweltpolitik gehen sozialkonstruktivistische Autorinnen und Autoren beispielsweise auf den

Einfluss  von  Werten  und  Normen,  die  über  epistemische  Gemeinschaften,  also

wissenschaftsnahe  Kreise,  geprägt  werden,  auf  die  umweltpolitische  Agenda  und

Entscheidungsfindung ein (P. M. Haas 1990; 1992; 2015a, 201; 2015b; Haas 2017). Kritische

und  feministische  Theorien  argumentieren  wiederum,  dass  die  etablierten  Großtheorien  die

Perspektiven marginalisierter  Gruppen systematisch  ausschlössen  und die  Theoriebildung  nie

wertfrei sei (Fierke 2015). Gleichzeitig seien die Theoriebildung und die politische Praxis eng

miteinander verbunden, und die kritische Theoriebildung solle entsprechend der Emanzipation

marginalisierter Gruppen dienen (Fierke 2015).

Zusammenfassung und Ausblick

Das Thema Umwelt hat sich in der Politikwissenschaft etabliert. Dies zeigt sich in verschiedenen

Forschungssträngen innerhalb der Subdisziplinen der Politikwissenschaft wie beispielsweise der

Policy-Analyse  oder  dem  Fachbereich  der  Internationalen  Beziehungen.  An  Universitäten,

Hochschulen und Thinktanks steigt die Anzahl an Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die

sich  speziell  mit  Umweltpolitik  befassen.  Allerdings  ist  die  Zahl  der  in  erster  Linie

umweltpolitisch  ausgerichteten  Lehrstühle  noch  gering.  Im  Bereich  der  interdisziplinären

politikwissenschaftlichen  Forschung  zu  Umweltthemen  gibt  es  erste  einschlägige  Projekte,

während insbesondere die transdisziplinäre Forschung auf dem Gebiet im Vergleich zu anderen

Fachgebieten  wie  unter  anderem  der  →Geographie  noch  in  den  Kinderschuhen  steckt.

Gleichzeitig ist zu beobachten, dass die bestehenden Forschungsstrukturen und -prozesse nur am

Rande Anreize für inter- und transdisziplinäre Forschung setzen (→Interdisziplinarität), weshalb

für  die  eigene  akademische  politikwissenschaftliche  Laufbahn  weiterhin  disziplinäre

Publikationen und eingeworbene Drittmittel von höherer Priorität sind.

Angesichts  der  schnell  wachsenden  Bedeutung  von  Nachhaltigkeitsherausforderungen  für

politische  Entscheidungsträgerinnen  und  -träger  und  der  immer  stärkeren  Präsenz  von

umweltpolitischen Themen auf der öffentlichen und politischen Agenda ist davon auszugehen,

dass der Bedarf nach politikwissenschaftlicher Forschung in diesem Bereich weiter zunehmen

wird.  Gleichzeitig  wird  immer  deutlicher,  dass  originäre  interdisziplinäre  Forschung  zu

umweltpolitischen Themen mit Blick auf die zunehmende Komplexität der zu beschreibenden

und analysierenden politischen Strukturen, Prozesse und Inhalte dringend notwendig ist. Immer

mehr  politikrelevante  Forschungsfragen  lassen  sich  nicht  disziplinär  beantworten,  sondern

erfordern  die  effektive  Zusammenarbeit  über  Disziplingrenzen  hinweg.  Um  dies  zu

gewährleisten,  benötigt  es  einer  gemeinsamen  Sprache,  um  Missverständnisse  und

Verwechslungen  zu  vermeiden,  sowie  inter-  und  transdisziplinär  ausgebildeter



Politikwissenschaftlerinnen  und  -wissenschaftler,  die  neben  Neugierde  und  tiefgehendem

Interesse an anderen Disziplinen auch das nötige Fingerspitzengefühl mitbringen, um effektive

Kollaborationen zu ermöglichen (→Interdisziplinarität).
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